
KGH.EKD II-0124/K56-04, 24.1.2005

Zur Frage der wirksamen Stellung eines Antrages auf Erörterung
nach § 45 Abs. 1 Satz 2 MVG.EKD

Die Leitsätze zum Beschluß des KGH.EKD II-0124/K56-04 vom 24. Januar 2005 lau-
ten:

1. In mitarbeitervertretungsrechtlichen Streitigkeiten,  in denen die Mitarbeiterver-
tretung Beteiligte des Verfahrens ist, kann der Vorsitzende der Mitarbeiterver-
tretung nur als Beteiligter, die übrigen Mitglieder der Mitarbeitervertretung,
auch der stellvertretende Vorsitzende der Mitarbeitervertretung, können dage-
gen als Zeugen vernommen werden.

2. Ein noch am letzten Tage der Zweiwochenfrist des § 45 Abs. 1 Satz 2
MVG.EKD gegen 14.30 Uhr in das hausinterne Postfach der Dienststellenlei-
tung eingeworfenes Schreiben, mit dem die Mitarbeitervertretung die Erörte-
rung der beabsichtigten Maßnahme verlangt,  ist i. d. R. fristwahrend. Ob die
Frist bereits im Zeitpunkt des normalen Dienstschlusses der Dienststellenlei-
tung abläuft (so VerwG.EKD vom 27. April 1995 - 0124/5-95 -, ZMV 1996 S.
38 für das Mitberatungsrecht bei einer außerordentlichen Kündigung) oder erst
um Mitternacht dieses Tages, bleibt offen.

Fundstelle: Die Mitarbeitervertretung 2006, S. 29
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